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Sdiriftlidier Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
. . . Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 96) 

— Drucksache V/4085 — 


A. Bericht des Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach) 


Der Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des 
Grundgesetzes (Artikel 96) ist in der 229. Sitzung 
des Bundestages vom 25. April 1969 an den Rechts- 
ausschuß federführend und an den Sonderausschuß 
für die Strafrechtsreform mitberatend überwiesen 
worden. Der Sonderausschuß hat mit Schreiben vom 
9. Mai 1969 seine Stellungnahme mitgeteilt und 
darin die von der Bundesregierung vorgesehene 
Fassung empfohlen. Der Rechtsausschuß hat in sei- 
ner Sitzung vom 16. Mai 1969 die Vorlage abschlie- 
ßend beraten und sich der Auffassung des Sonder- 
ausschusses angeschlossen. 

Die empfohlene Ergänzung des Grundgesetzes 
soll den vom Sonderausschuß in seiner 146. und 147. 
Sitzung in erster Lesung beratenen Entwurf eines 
Gesetzes zur allgemeinen Einführung eines zweiten 
Rechtszuges in Staatsschutz-Strafsachen — Druck- 
sache V/4086 — (im folgenden „Ausführungsgesetz" 
genannt) verfassungsrechtlich absichern. Der Ent- 
wurf des Ausfühlungsgesetzes sieht die Übertragung 
der bisherigen erstinstanzlichen Zuständigkeit des 
Bundes in Staatsschutz-Strafsachen in den Fällen des 
vom Sonderausschuß geänderten § 120 GVG i. d. F. 
des Artikels 1 Nr. 4 des Entwurfs auf die Länder vor. 
Er geht davon aus, daß die den Ländern übertragene 
Zuständigkeit materiell Bundesgerichtsbarkeit bleibt, 
für deren Ausübung Gerichte der Länder im Wege 
der Organleihe in Anspruch genommen werden 
(§ 120 Abs. 6 GVG i. d. F. des Artikels 1 Nr. 4). Die 
verfassungsrechtliche Grundlage für dieses Zusam- 
menwirken zwischen Bund und Ländern auf dem 
Gebiet des strafrechtlichen Staatsschutzes soll der 
vorgeschlagene Artikel 96 Abs. 5 GG sein. Auf ihm 
baut der vom Sonderausschuß geänderte § 142 a 
GVG i. d. F. von Artikel 1 Nr. 8 des Ausführungs- 


I gesetzes auf, der sicherstellt, daß die bisherige 
I zentrale Ermittlungstätigkeit des Generalbundes- 
; anwalts nicht beeinträchtigt wird und dieser auch bei 
^ den Oberlandesgerichten, soweit sie Bundesgerichts- 
I barkeit ausüben, auftreten kann. Sie ist ferner 
Grundlage der vom Sonderausschuß in ihrem Wort- 
laut berichtigten Vorschrift des § 452 StPO i. d. F. 
von Artikel 2 Nr. 16 des Ausführungsgesetzes. Die 
Bestimmung stellt klar, daß das Begnadigungsrecht 
in den Sachen, in denen im ersten Rechtszug in Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit des Bundes entschieden 
ist, dem Bund (Art. 60 GG) zusteht. 

Nach Ansicht des Rechtsausschusses ist die Fas- 
sung der Bundesregierung als verfassungsrechtliche 
Grundlage für das Ausführungsgesetz eher geeignet 
als der Vorschlag des Bundesrates, der die irrige 
Auslegung vermeiden wollte, daß sich die Organ- 
leihe etwa auch auf die bei den Landgerichten er- 
richteten Staatsanwaltschaften erstrecken müßte. Sie 
trägt auch eher den praktischen Gegebenheiten Rech- 
nung. Die Regierungsvorlage vermeidet die nach 
der Fassung des Bundesrates mögliche Auslegung 
der Vorschrift, der Bund könne in Staatsschutz-Straf- 
sachen nur in dieser Form einer zweistufigen Ge- 
richtsbarkeit Rechtsschutz gewähren, und das Be- 
gnadigungsrecht des Bundespräsidenten gern. Art. 60 
GG sei auf Entscheidungen in diesen Fällen be- 
schränkt. Nach der verfassungsrechtlichen Lage ist 
' aber eine erstinstanzliche und letztinstanzliche Zu- 
ständigkeit des Bundesgerichtshofes und das Be- 
gnadigungsrecht des Bundespräsidenten in solchen 
I Fällen unstreitig. Die Bundesratsfassung könnte zu 
i dem Fehlschluß führen, aufgrund der durch die bei- 
I den Gesetzentwürfe begründeten veränderten 
! Rechtslage könne der Bund überhaupt keine erst- 
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instanzliche Zuständigkeit mehr begründen und in- 
soweit auch nicht mehr das Begnadigungsrecht aus- 
üben. 

Die Bedenken des Bundesrates bezüglich der Ver- 
fahrenskosten und der Haftkostenentschädigung 
werden durch den vom Sonderausschuß in den 
Entwurf des Ausführungsgesetzes neu eingefügten 
Artikel 3 ausgeräumt. 


Bonn, den 3. Juni 1969 


Erhard (Bad Schwalbach) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/4085 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 4. Juni 1969 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Reischl 

Stellv. Vorsitzender 


Erhard (Bad Schwalbach) 

Berichterstatter 
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